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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 5
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Erinnerung, Kostenansatz, Streitwert,

vorläufige Festsetzung
Leitsätze Unterbleibt eine vorläufige

Streitwertfestsetzung, kann mit der
Erinnerung gegen den Kostenansatz
geltend gemacht werden, dass der
Streitwert, den der Urkundsbeamte der
Gebührenberechnung zugrunde gelegt
hat, unrichtig ist.

Normenkette GKG § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, GKG § 19
Abs. 5 Satz 2, GKG § 63 Abs. 1 Satz 1,
GKG § 63 Abs. 1 Satz 2, GKG § 66 Abs. 1
Satz 1

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 SF 47/19 E
Datum 06.07.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Erinnerung des KlÃ¤gers wird die Kostenrechnung vom 11. Februar 2019
geÃ¤ndert. Der Rechnungsbetrag auf 140,00 EUR festgesetzt. Im Ã�brigen wird die
Erinnerung zurÃ¼ckgewiesen. Das Verfahren ist gebÃ¼hrenfrei. Kosten sind nicht
zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Das Gericht entscheidet Ã¼ber die Erinnerung durch den Einzelrichter (Â§ 66 Abs. 6
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Satz 1 Halbsatz 1 Gerichtskostengesetz [GKG]).

Die gemÃ¤Ã� Â§ 66 Abs. 1 Satz 1 GKG zulÃ¤ssige Erinnerung ist teilweise
begrÃ¼ndet. Die Kostenrechnung vom 11. Februar 2019 ist rechtswidrig und
beschwert den KlÃ¤ger.

Der Kostenansatz des Kostenbeamten (Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GKG) ist unrichtig,
weil dieser der Kostenrechnung einen unrichtigen Streitwert zugrunde gelegt hat.
Zwar entspricht es allgemeiner Auffassung, dass die Erinnerung nach Â§ 66 Abs. 1
Satz 1 GKG nur auf eine Verletzung des Kostenrechts gestÃ¼tzt werden kann und
insbesondere die HÃ¶he des der Kostenrechnung zugrunde gelegten Streitwerts
nicht Gegenstand der gerichtlichen PrÃ¼fung im Rahmen der Erinnerung gegen den
Kostenansatz sein kann (vgl. Bayerisches LSG, Beschluss vom 6. Oktober 2014 â�� 
L 15 SF 254/14 E â�� juris Rn. 25 m.w.N.). Dies gilt aber nur dann, wenn das Gericht
den Streitwert nach Â§ 63 Abs. 1 Satz 1 GKG vorlÃ¤ufig festgesetzt hat. Nur fÃ¼r
diesen Fall sieht Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 GKG vor, dass Einwendungen gegen die HÃ¶he
des festgesetzten Werts nur im Verfahren Ã¼ber die Beschwerde gegen den
Beschluss, durch den die TÃ¤tigkeit des Gerichts aufgrund dieses Gesetzes von der
vorherigen Zahlung von Kosten abhÃ¤ngig gemacht wird (vgl. Â§ 67 GKG), geltend
gemacht werden kÃ¶nnen.

Fehlt es allerdings wie im vorliegenden Fall an einer vorlÃ¤ufigen
Streitwertfestsetzung und bestimmt der Kostenbeamte, der die Kosten auch ohne
RÃ¼cksicht auf einen vorlÃ¤ufigen Streitwertbeschluss nach Â§ 63 Abs. 1 Satz 1
GKG alsbald nach FÃ¤lligkeit ansetzen muss (vgl. Â§ 15 Abs. 1 Satz 1
KostenverfÃ¼gung [KostVfg]), den Streitwert nach eigener EinschÃ¤tzung im
Verwaltungswege, ist dies im Wege der Erinnerung gerichtlich Ã¼berprÃ¼fbar.
DafÃ¼r spricht bei systematischer Auslegung insbesondere die Vorschrift des Â§ 19
Abs. 5 Satz 2 GKG.

Vorliegend hat der Kostenbeamte seiner Kostenrechnung zu Unrecht einen Wert
von 5.000,00 EUR zugrunde gelegt. Ob und inwieweit die Wertfestsetzung durch das
Sozialgericht zutreffend war, bedarf insoweit keiner Entscheidung. Der
Kostenbeamte durfte diesen Wert seiner Kostenberechnung schon deshalb nicht
ohne Weiteres zugrunde legen, weil sich der Streitwert im Rechtsmittelverfahren
nach den AntrÃ¤gen des RechtsmittelfÃ¼hrers bemisst (Â§ 47 Abs. 1 Satz 1 GKG)
und deshalb von dem des Ausgangsverfahren abweichen kann. Letztlich ist hier
angesichts der VerfÃ¼gung des frÃ¼heren Berichterstatters vom 6. MÃ¤rz 2020 im
streitgegenstÃ¤ndlichen Berufungsverfahren von einem Streitwert von deutlich
unter 500,00 EUR auszugehen, so dass bei der Kostenrechnung lediglich die
MindestgebÃ¼hr von 35,00 EUR (Â§ 34 Abs. 1 Satz 1 GKG) berÃ¼cksichtigt werden
kann, so dass sich bei einem GebÃ¼hrensatz von 4,0 (Nr. 7120 des
Kostenverzeichnisses [KV] zum GKG) eine VerfahrensgebÃ¼hr von 140,00 EUR
errechnet.

Sofern eine anderweitige vorlÃ¤ufige Streitwertfestsetzung durch den zustÃ¤ndigen
Senat noch erfolgen sollte, wÃ¤re der Kostenansatz ggf. entsprechend zu
korrigieren (Â§ 19 Abs. 5 Satz 2 GKG).

                               2 / 3

https://dejure.org/gesetze/GKG/66.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/66.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/19.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/66.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/66.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2015%20SF%20254/14%20E
https://dejure.org/gesetze/GKG/63.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/63.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/67.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/63.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/63.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/19.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/19.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/47.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/34.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/19.html


 

Soweit der KlÃ¤ger die Kostenrechnung insgesamt im Hinblick auf einen Antrag auf
Prozesskostenhilfe beanstandet, ist ein solcher Antrag nicht aktenkundig. Darauf
war der KlÃ¤ger bereits mit VerfÃ¼gung vom 27. MÃ¤rz 2019 hingewiesen worden.
Ohnehin wÃ¤re erst die Bewilligung (und nicht bereits die Beantragung) von
Prozesskostenhilfe fÃ¼r den Kostenansatz beachtlich (vgl. Â§ 9 KostVfg i.V.m. Ziff.
3.1 der DurchfÃ¼hrungsbestimmungen zum Gesetz Ã¼ber die Prozesskostenhilfe
und zur Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens [DB-PKHG/DB-InsO SH]).

Die Kostenentscheidung ergeht gemÃ¤Ã� Â§ 66 Abs. 8 GKG.

Vors. Richter am LSG

Erstellt am: 27.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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